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Executive Summary : Generation  Z(eitenwende) zwischen Umbruchwahrnehmung 

und erlebter Handlungsunfähigkeit

1. E ine Generation  im Umbruch ohne 

klares Zukunftsbild  

D ie alte Ordnung, geprägt von Verlässlich-

keit westlicher Bündnisse, wirtschaftlicher 

Stabilität und regelbasierter  internationa-

ler Politik, gilt für junge Menschen als 

überholt. Gleichzeitig bleibt das Bild einer 

neuen Ordnung diffus. Was an die Stelle 

des Bekannten tritt, lässt sich für die meis-

ten jungen Menschen nicht greifen. Die 

Zeitenwende wird gespürt, aber nic ht 

durchdrungen.  

2. Außenpolitik : allgegenwärtig, aber 

weit entfernt  

Ein zentraler Befund der Studie ist die aus-

geprägte Spannung zwischen medialer 

Präsenz und alltäglicher Distanz. Außen-

politische Themen sind allgegenwärtig vor 

allem in den (sozialen) Medien und in All-

tagsgesprächen, werden aber von der 

Mehrheit der jungen  Menschen kaum als 

Teil der eigenen Lebenswelt erfahren. Das 

Informationsverhalten reicht von aktivem, 

aber frustriertem Engagement bis hin zur 

bewussten Vermeidung als Schutzstrate-

gie. Besonders deutlich ist die Tendenz, 

innen -  und außenpolitische Themen zu 

vermischen: Migration, Rentenfragen 

oder marode Infrastruktur konkurrieren in 

der Wahrnehmung mit geopolitischen Kri-

sen und erscheinen als gleichrangige po-

litische Herausforderungen. Investitionen 

in Außenpolitik werden dabei häufig als 

Ressource verstanden, die dem Inland 

entzogen wird. Dass außenpolitisches En-

gagement in Beziehung  zu politischen Zie-

len und Aufgaben im Inland steht, bleibt 

für viele Teilnehmende unsichtbar.  

3. Deutschland und die EU: Vertrauen 

mit Vorbehalten  

Die Einschätzung Deutschlands als au-

ßenpolitischer Akteur fällt ernüchternd 

aus. Eine als unzureichend wahrgenom-

mene innenpolitische Leistungsfähigkeit, 

ob in der Pflege, beim Rentensystem oder 

bei der digitalen Infrastruktur, untergräbt 

die Legitimität au ßenpolitischen Engage-

ments. Die zugrundeliegende Logik lautet: 

Wer die eigenen Probleme nicht löst, hat 

weder die moralische Berechtigung noch 

die Ressourcen, sich um die Probleme 

anderer zu kümmern. Diese Haltung ist 

Ausdruck eines tiefen Misstrauens in 

staatliche Handlungsfähigkeit, weniger 

eine ideologische Position. Die EU genießt 

dagegen eine hohe Grundzustimmung: 

Sie gilt als richtiger Rahmen für die Vertre-

tung deutscher Interessen, jedoch zu-

gleich als zu träge und durch interne 
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Uneinigkeit geschwächt, um der Dynamik 

der Zeitenwende wirklich gerecht zu wer-

den.  

4. Sicherheit und Wehrbereitschaft: ein 

eng militärisch geprägtes Verständnis  

Ein enger Sicherheitsbegriff dominiert die 

Diskussionen: Sicherheitspolitik wird 

überwiegend mit militärischer Stärke 

gleichgesetzt. Erweiterte Konzepte wie 

Cybersicherheit, Resilienz kritischer Infra-

struktur oder hybride Bedrohungen blei-

ben für die meiste n Teilnehmenden abs-

trakt und schwer greifbar. Die Bundes-

wehr selbst wird durchgehend kritisch be-

urteilt: strukturelle Mängel, eine als prob-

lematisch wahrgenommene innere Kultur 

und das Fehlen einer übergeordneten ge-

sellschaftlichen Vision für deren Rolle 

prägen das Bild. Die Wehrpflicht stößt aus 

verschiedenen Motiven, libertärer Selbst-

bestimmung, gewaltkritische Grundhal-

tung und dem Gefühl fehlender Generati-

onengerechtigkeit auf breite Ablehnung. 

Dahinter steht eine tiefere Frage: Für wel-

che Gesellschaft u nd für welche Werte 

soll Opferbereitschaft eigentlich eingefor-

dert werden? Ohne überzeugende Ant-

worten bleibt die Forderung nach Wehr-

bereitschaft unglaubwürdig.  

 

5. Wissen als Schlüssel zur Handlungs-

fähigkeit  

Einen zentralen Kontrast zu diesen Befun-

den bildet die Fokusgruppe junger Ex-

pert*innen. Während junge Menschen 

ohne besondere Vorkenntnisse die Zei-

tenwende spüren, ohne sie vollständig be-

nennen zu können, verfügen die Ex-

pert*innen über konzeptionelle Werk-

zeuge, die es erlauben, das Unübersichtli-

che zu strukturieren. Sie beschreiben 

Deutschlands Schwächen nicht als diffu-

ses Versagen, sondern benennen kon-

krete strukturelle Ursachen, und sie sehen 

in der Lücke zwischen Gesellschaft und 

Sicherheitspolitik kein unabänderliches 

Schicksal, sondern ein Kommunikations -  

und Beteiligungsdefizit, das aktiv behoben 

werden kann. Dieser Unterschied in der 

Einordnung hat direkte Konsequenzen: 

Handlungsunfähigkeit entsteht dort, wo 

Einordnungsrahmen fehlen, während 

Wissen Ha ndlungsorientierung erzeugt.  

6. Ungenutztes Potenzial: Ziviles Enga-

gement als Brücke  

Trotz aller Skepsis und wahrgenommenen 

Ohnmacht zeigt die Studie auch ein unge-

nutztes Potenzial: Die grundsätzliche Un-

terstützung für internationale Kooperation 

ist stabil; die hohe Akzeptanz zivilen Enga-

gements, beispielsweise in Feuerwehr, 

Katastrophensc hutz und Pflege, bietet 
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eine Brücke zu einem breiteren Sicher-

heitsverständnis; und der Wunsch nach 

politischer Mitgestaltung ist vorhanden, 

auch wenn die Wege dorthin unbekannt 

oder unzugänglich erscheinen. Ziviles 

Engagement ermöglicht einen Einstieg in 

sicherheitspolitische Verantwortung, ohne 

die moralisch hoch aufgeladene Frage der 

Kriegsbeteiligung zu berühre n. 

 

Die Befunde der Studie verweisen damit auf drei dringende politische Aufgaben.  

1. Wissens -  und Kommunikationslücken schließen.  Junge Menschen können au-

ßenpolitische Zusammenhänge und Entscheidungen nur dann einordnen, wenn sie 

ausreichend informiert sind. Und nur so sind sie in der Lage, Handlungsmöglichkei-

ten zu erkennen und einzuordnen.  

2. Junge Perspektiven strukturell einbeziehen.  Wer sich von Entscheidungsprozes-

sen ausgeschlossen fühlt, distanziert sich oft auch von deren Ergebnissen.  

3. Eine überzeugende gesellschaftliche Vision entwickeln.  Gemeinsames und nach-

haltiges Engagement, ob zivil oder militärisch, entsteht dann, wenn den handelnden 

Personen klar ist, welche Ziele und Zukunftsvorstellungen damit verfolgt werden und 

welche Rolle junge Menschen darin spielen können und sollen. Damit di es gelingt, 

müssen sie einbezogen werden.  

Insgesamt zeigt sich, dass eine zukunftsfähige, resiliente und inklusive Außenpolitik ohne 

die Generation Zeitenwende nicht gelingen wird .



https://polis180.org/projekte/generation-z-eitenwende/
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